
Kurz gefasst 

Geopolitik und 
Energiewende 
Die Energiewende soll nicht nur dem 
Klimawandel entgegenwirken, auch 
angesichts gegenwärtiger geopoliti-
scher Entwicklungen ist eine steigende 
Unabhängigkeit von fossilen Energie-
trägern wie Gas und Öl wünschens-
wert. Die grüne Transformation bringt 
aber neue Abhängigkeiten mit sich. 
Für entsprechende Technologien wie 
Batterien, Windturbinen und Solarzel-
len werden Rohstoffe und Mineralien 
benötigt, welche nur begrenzt verfüg-
bar sind und teilweise geografisch 
konzentriert vorkommen. 

In den letzten Jahren ist die Nachfrage 
nach Schlüsselmineralien für die 
Gewinnung von Lithium, Kupfer, 
Kobalt, Magnesium, Graphit etc., 
welche für grüne Technologien benö-
tigt werden, massiv gestiegen. Die 
Internationale Energieagentur geht 
von einer weiteren Vervierfachung der 
Nachfrage bis 2040 aus, um die aktu-
ellen Klimaziele zu realisieren. 

Ob und zu welchem Preis notwendige 
Mineralien verfügbar sind, hängt da -
von ab, ob das Angebot mit der stei-
genden Nachfrage Schritt halten kann. 
Eine Studie des Internationalen Wäh-
rungsfonds zeigt, dass dafür neben 
anderen Faktoren insbesondere die 
geopolitische Situation entscheidend 
ist: Konflikte beeinträchtigen die Ver -
fügbarkeit und die Preisentwicklung 
kritischer Mineralien.  

Im Vergleich zu anderen Rohstoffen 
wie Gas und Öl sind Schlüsselmine -
ralien für grüne Technologien geo -
grafisch wesentlich konzentrierter.  
Die Abbaugebiete liegen grossteils  
in Afri ka, Südamerika und in China, 
überwiegend in Autokratien oder 
Demokratien mit autoritären Ele -
menten. 

Um den Aufbau von kartellähnlichen 
Strukturen – also Preis- und Mengen-
absprachen zulasten von Konsumen-
ten – zu vermeiden, sind verlässliche 
politische Beziehungen mit den För-
derländern vorteilhaft. Gemessen am 
Abstimmungsverhalten in den Verein-
ten Nationen besteht allerdings laut 
einer Studie der Europäischen Zentral-
bank grössere politische Einigkeit 
wichtiger Förderländer von Schlüssel-
mineralien beispielsweise mit China 
als mit Europa oder den USA. Bei 
geopolitischen Spannungen könnten 
sich die unterschiedlichen politischen 
Präferenzen negativ auf Verfügbarkeit 
und Preise von Schlüsselmineralien in 
Europa und den USA auswirken. 

Aufgrund der zunehmenden geopoliti-
schen Fragmentierung und zur Errei-
chung der Klimaziele werden mehrere 
Massnahmen ergriffen, um die mit 
dieser Abhängigkeit verbundenen 
Risiken zu verringern. Insbesondere 
gibt es Bestrebungen zu strategischen 
Investitionen in wichtigen Förderlän-
dern, zum Ausbau der Aufbereitung 
und Förderung in Europa und den USA 
sowie zur Stärkung der Forschung zu 
alternativen Technologien, die ohne 
entsprechende Mineralien auskom-
men. Auch sollen Handelsabkommen 
mit Förderländern den Zugang zu 
Schlüsselmineralien sichern.

Martin Geiger 
Ökonom am 
Liechtenstein-Institut
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Gastkommentar 

Bevölkerungsschutz:  
Nicht fragen, sondern machen 
Nächste Woche hat der Landtag die Chance, ein 
klares Zeichen für den Bevölkerungsschutz zu 
setzen. Dann wird nämlich ein Postulat mit dem 
Titel «Bevölkerungsschutz stärken» behandelt. 
Anlass für das Postulat war die im letzten Jahr 
veröffentlichte Publikation «Fokus Bevölke-
rungsschutz: Was bedroht, wer schützt?» der 
Stiftung Zukunft.li. 

«Unwetter im Tessin fordert Todesopfer», 
«70 000 Blitze bei Unwetter in der Schweiz – 
Sperrungen nach Schlammlawinen und Fels-
sturz», «Rekord-Regen in Wien – Frau unter 
Bus gespült», «Unwetter verwüstet St. Anton in 
Tirol», solche Schlagzeilen haben uns durch 
den launenhaften Sommer begleitet. Für Klima-
forscher kommen diese Meldungen nicht uner-
wartet, warnen sie doch seit langem vor der 
Zunahme extremer Wetterereignisse. Mittler-
weile wird auch für den Laien immer deutlicher, 
dass sich mit dem Klima auch das Wetter bei 
uns verändert.  

Ich bin mir bewusst, dass das Thema Bevölke-
rungsschutz emotional aufgeladen ist und dass 
man sich damit schnell dem Vorwurf der Panik-
mache aussetzt. Eine sachliche Diskussion über 
die drohenden Gefahren ist so kaum möglich. 
Dabei stellen Fachleute fest, dass nicht nur die 
Eintrittswahrscheinlichkeit und das Schaden-
ausmass von Naturgefahren zugenommen 
haben. Durch die zunehmende Bevölkerungs-
entwicklung, die immer engeren Lebensräume 
und die starke internationale Vernetzung steigt 
auch das Risiko zivilisationsbedingter Gefahren 
wie Stromausfälle/-mangellagen, Ausfall der 
Kommunikationsinfrastruktur, Cyberattacken 
oder Pandemien.  

Was heisst das für den Bevölkerungsschutz? Die 
gute Nachricht ist, dass Liechtenstein in den 
letzten Jahren sehr viel Geld in die Naturgefah-
renprävention bzw. in Schutzbauten investiert 
hat und diese laufend erweitert. Ausserdem 

wurden zivile Führungsstäbe für das Ober- und 
das Unterland aufgebaut. Zudem haben sich in 
den letzten Jahren in jeder Gemeinde Gemein-
deschutzorganisationen gebildet. Diese sind im 
Katastrophenfall für den Betrieb von Notfall-
treffpunkten sowie für die Evakuation, Verpfle-
gung und Unterbringung von Schutzsuchenden 
(Evakuierten) zuständig.  

Es ist aber auch klar festzuhalten: Bezüglich des 
Aufgabenspektrums, der technischen und 
personellen Ressourcen, des Professionalisie-
rungsgrades und der Ausbildung sind die Ge-
meindeschutzgruppen in Liechtenstein nicht 
mit dem Schweizer Zivilschutz vergleichbar. Bei 
länger andauernden Ereignissen kommen 
sowohl die gut ausgestatten Feuerwehren als 
auch die anderen Hilfs- und Rettungsorganisa-
tionen in Liechtenstein rasch an ihre Grenzen. 
Liechtenstein kann dank Abkommen mit den 
Nachbarländern im Krisenfall zwar mit Hilfe 
rechnen, diese beruht allerdings auf Freiwillig-
keit. Um Hilfe von den Nachbarländern zu 

erhalten, muss Liechtenstein beweisen können, 
selbst optimal für Krisen vorgesorgt zu haben.  

Die Forschung zeigt: Je besser die Bevölkerung 
über Gefahren und Vorsorgemöglichkeiten 
Bescheid weiss, desto besser bereitet sich der 
Einzelne vor. Das entlastet die Rettungsorgani-
sationen und stärkt die Resilienz der ganzen 
Gesellschaft. Zukunft.li empfiehlt deshalb den 
Aufbau einer qualitativ hochstehenden und auf 
die Bedürfnisse Liechtensteins zugeschnittenen 
Grundausbildung im Bevölkerungsschutz. Dabei 
können beispielsweise die Grundlagen des Feu -
erlöschens und der Ersten Hilfe erlernt, der 
Umgang mit Menschen in Krisensituationen 
geschult oder Grundwissen über Naturgefahren 
vermittelt werden. Im Rahmen eines solchen 
Grundkurses könnten die Rettungsorganisatio-
nen den Teilnehmenden ihr Leistungsspektrum 
vorstellen und geeignete Personen rekrutieren.  

Gemäss Postulatsbeantwortung will die Regie-
rung Jugendliche befragen, ob eine solche Aus -
bildung für sie in Frage käme. Wir finden: Wenn 
wir schon sehen, dass wir zu wenig tun, dann 
müssen wir nicht fragen, sondern machen – und 
zwar ein Angebot, das so attraktiv ist, dass alle 
ein entsprechendes Zertifikat in ihrem Lebens-
lauf haben wollen. 

«Liechtenstein kann 
dank Abkommen mit 
den Nachbarländern 

im Krisenfall zwar mit 
Hilfe rechnen, diese 
beruht allerdings auf 

Freiwilligkeit.»

Doris Quaderer  
Projektleiterin Stiftung Zukunft.li
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